Resolution des Betriebsrats/der Personalvertretung:

 ….......................................................................

Nein zum Wettbewerbspakt – Europa geht anders!
Ende Juni 2013 soll der Europäische Rat basierend auf Vorschlägen der EU-Kommission einen „Wettbewerbspakt“ beschließen. Im Rahmen dieses Paktes sollen die EU-Mitgliedsstaaten vertraglich verpflichtet werden, „Strukturreformen“ umzusetzen. 

Dieser sogenannte „Wettbewerbspakt“ ist dabei nichts anderes als ein Pakt für Lohndumping, Sozialabbau und Privatisierung. Mit diesem „Wettbewerbspakt“ soll der neoliberale Kurs in Europa noch einmal verschärft und für alle verpflichtend werden. Denn „Strukturreformen“, wie sie seitens der EU-Kommission immer wieder vorgeschlagen werden, zielen regelmäßig auf eine Erhöhung des Pensionsantrittsalters, auf einen Abbau sozialer Sicherungssysteme,  auf Lohnzurückhaltung und eine Entmachtung der Kollektivverträge zugunsten der betrieblichen Ebene, sowie auf eine weitere Flexibilisierung der Arbeitsmärkte und der Arbeitsverhältnisse ab.

Was vorgeschlagene „Strukturreformen“  für die ArbeitnehmerInnen bedeuten, zeigt u.a. sich in Ländern wie Griechenland und Portugal, die unter dem „Euro-Rettungsschirm“ stehen, besonders deutlich: soziale Leistungen wie Pensionen und Arbeitslosengeld werdend dramatisch gekürzt,  Branchenkollektivverträge werden zugunsten der betrieblichen Ebene empfindlich geschwächt und sogar aufgehoben, Mindestlöhne reduziert, der Kündigungsschutz und andere Arbeitsrechte abgebaut, die Privatisierung der Daseinsvorsorge vorangetrieben. Die Folge sind explodierende Arbeitslosigkeit – vor allem bei den Jugendlichen, dramatisch steigende Armut, eine bedrohlich schrumpfende Wirtschaft,  brutale Kürzungen bei Bildung, Gesundheit und sozialen Diensten sowie eine bedrohliche Zunahmen rechtsextremer Gewalt.

Wir, der Betriebsrat/die Personalvertretung …....................................................... lehnt daher die Pläne zu einem „Wettbewerbspakt“ entschieden ab. Wir fordern unsere Gewerkschaft sowie den ÖGB auf, entsprechend den Druck auf die österreichische Bundesregierung zu erhöhen, diesem Wettbewerbspakt nicht zuzustimmen.

Wir unterstützen weiters die überparteiliche Initiative „Europa geht anders“ und rufen zur Unterschrift der Petition „Europa geht anders!“ (www.europa-geht-anders.eu) auf.

Wir brauchen keinen Wettbewerbspakt – wir brauchen eine Kehrtwende hin zu einem demokratischen, sozialen und ökologischen Europa!

Ort: .................................................... am ….............................................
